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… der Arbeitgeber den 
 Betrieb schließt?  
  Beschäftigte bekommen das 
Entgelt weitergezahlt, Annah-
meverzugslohn, sofern kein 
Kurzarbeitergeld eingeführt 
wird.  
… die Behörde den Betrieb 
schließt?
  Einzelfallprüfung: 
– Beschäftigte bekommen, so-
fern kein Kurzarbeitergeld ein-
geführt wird, das Entgelt wei-
tergezahlt, Annahmeverzugs-
lohn. 
– Dies gilt auch wenn der Ar-
beitgeber die Schließung nicht 
zu vertreten hat, gegebenen-
falls wird Kurzarbeitergeld ein-
geführt, eine Belastung des Ar-
beitszeitkontos belastet oder 
eine Entgeltreduzierung bezie-
hungsweise Nacharbeits-
pflicht ist nicht zulässig.
 ... Grenzgänger einer Ar-
beitstätigkeit in Deutsch-
land nachgehen?
  Derzeit gibt es kein Arbeitsver-
bot für Beschäftigte, die in 
Deutschland arbeiten und in 
den Risikogebieten – zum Bei-
spiel in Frankreich – leben.
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Coronavirus Covid-19

Wichtige Hinweise  
für Beschäftigte
CORONA Das Virus ist das beherrschende Thema.  
Wir klären über wichtige Fragen für Beschäftigte auf.

Was passiert, wenn ... 
... Beschäftigte am Corona-
virus erkrankt sind?
Arbeitsunfähigkeit: Entgelt-
fortzahlung nach dem Entgelt-
fortzahlungsgesetz.
 ... Beschäftigte vom Arbeit-
geber heimgeschickt wer-
den?
Einseitige Freistellung durch 
den Arbeitgeber ist nur in en-
gen Grenzen und bei einem be-
gründeten Verdacht auf eine 
Erkrankung des Arbeitneh-
mers möglich. In diesem Fall 
hat der Arbeitgeber dann die 
Vergütung weiterzuzahlen 
(Annahmeverzugslohn). 
  … Beschäftigte unter Qua-
rantäne stehen beziehungs-
weise einem beruflichen 
Tätigkeitsverbot nach § 31 
IfSG unterliegen?
  Entschädigung gemäß § 56 
IfSG (sechs Wochen in Höhe 
des ausgefallenen Verdienstes, 
danach in Höhe des Kranken-
geldes). Abwicklung erste 
sechs Wochen durch den Ar-
beitgeber (dieser bekommt auf 
Antrag eine umfassende Ent-
schädigung erstattet).

… Beschäftige in einer 
Sperrzone nach § 28 Abs. 1 
S. 2 IfSG leben?
Erbringen der Arbeitsleistung 
unmöglich § 275 BGB: 
– grundsätzlich Wegfall der 
Gegenleistungspflicht, § 326 
Abs. 1 BGB, da keine Er- 
stattungstatbestände nach § 56 
IfSG vorliegen 
– gegebenenfalls Abbau Ar-
beitszeitkonto 
 … der Arbeitgeber Beschäf-
tigte in Krisengebiete 
schickt?
  Grundsätzlich ist der Beschäf-
tigte an Weisungen des Arbeit-
gebers gebunden, außer es be-
steht eine konkrete Gefahr für 
die Gesundheit. Die konkrete 
Gefahr liegt beispielsweise vor, 
wenn eine Reisewarnung des 
Auswärtigen Amts vorliegt.
 … der Arbeitgeber fragt, 
woran Beschäftigte er-
krankt sind?
  Beschäftigte sind nicht ver-
pflichtet, dazu Auskunft zu ge-
ben. Die Anzeige einer nach 
dem IfSG anzeigepflichtigen 
Krankheit beziehungsweise 
dem Verdacht erfolgt gegen-
über der zuständigen Behörde 
durch den Arzt.
  … Beschäftigte zu Hause 
bleiben müssen, weil die 
die Kita geschlossen ist?
Arbeitnehmer müssen sogar zu 
Hause bleiben, wenn sie ihr 
Kind nicht anderweitig versor-
gen können. Denn ihre Fürsor-
gepflicht (§ 1626 BGB) dem Kind 
gegenüber geht der Arbeits-
pflicht vor. Beschäftigte müssen 
sich dann unverzüglich um eine 
anderweitige Betreuungsmög-
lichkeit kümmern. Ein An-
spruch auf Entgeltfortzahlung 
besteht dann, wenn die Schlie-
ßung unangekündigt erfolgte 
und es keine Möglichkeit zur 
anderweitigen Versorgung be-
steht (§ 616 BGB). Dieser Nach-
weis ist von den Beschäftigten 
zu führen. Empfohlen wird ei-

ne betriebliche Regelung für 
diese Fälle zu finden.
  … der Arbeitgeber einseitig 
Regeln für das Betreten des 
Betriebs aufstellt oder die 
Beantwortung von Fragen 
zur Gesundheit einfordert?
  Dies sind mitbestimmungs-
pflichtige Sachverhalte nach § 
87 Abs. 1 Nr. 1 und 7 BetrVG, 
das heißt der Betriebsrat muss 
hier seine Rechte notfalls mit 
arbeitsgerichtlicher Unterstüt-
zung einfordern. Bei groben 
Verstößen kann dies auch 
durch die im Betrieb vertretene 
Gewerkschaft erfolgen.  
… externe Besucher des Be-
triebs, damit auch Betriebs-
betreuer, Fragen zu ihrer 
Gesundheit auf einem 
 Fragebogen beantworten 
müssen?  
In dem Fall, dass der Fragebo-
gen unter Wahrung der Mitbe-
stimmungsrechte des Betriebs-
rats und der Einhaltung der Da-
tenschutzgrundverordnung 
auszufüllen ist, und alle exter-
nen Besucher gleich behandelt 
werden, gibt es aus unserer 
Sicht keine Bedenken, diesen 
Fragebogen auszufüllen. Da-
tenschutzrechtliche Verstöße 
können dokumentiert und 
nachträglich gemeldet werden.
Der Betriebsrat hat in allen 
Fragen, die die Arbeitszeit der 
Beschäftigten betreffen, mitzu-
bestimmen.
Für weitere Fragen stehen die 
Kolleginnen und Kollegen der 
Geschäftsstelle gerne zur Verfü-
gung. Wir werden, sofern mög-
lich, gerne telefonisch beraten 
und auf Wunsch auf Vorortter-
mine in unserer Geschäftsstelle 
verzichten. Wir bitten hierbei 
für eventuelle Vollmachten und 
Schriftverkehr zur Wahrung 
von Fristen die Postlaufzeit (drei 
Werktage) zu berücksichtigen.
      , Aktuelle Information gibt 
es auf den Seiten des Robert 
Koch-Instituts: rki.de
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rungsvereinbarung von 2015 
gesprochen wurde.

»Unter diesen Vorausset-
zungen war eine Fortführung 
für uns schlicht inakzeptabel“, 
erklärt Ralf Willeck, Erster Be-
vollmächtigter der IG Metall 
Heidenheim. »Wir hatten von 
Voith mehr erwartet als Abbau, 
Kürzen und Sparen. Wir woll-
ten Fragen diskutieren, zum 
Beispiel was in Zukunft produ-
ziert wird und mit wem? Wo 
wird investiert, um Beschäfti-
gung zu sichern und konkur-
renzfähig zu bleiben? Wie be-
reitet sich Voith auf die Trans-
formation vor?«, so Willeck. 
Bei ernsthaften Antworten auf 
diese wichtigen Themen habe 
man als IG Metall und Be-
triebsrat immer Gesprächsbe-
reitschaft signalisiert.

Nachdem diese roten Lini-
en gezogen und geklärt waren, 
hatten sich die Verhandlungs-
parteien nach langwierigen 
Verhandlungen Ende 2019 auf 
wesentliche Eckpunkte geei-
nigt. So sollen bis März 2026 

HEIDENHEIM

Neuer Zukunftsvertrag für Voith 
ERGEBNIS ERZIELT Sicherung von Beschäftigung plus Investitionen in Modernisierung und 
neue Produkte sind besser   als betriebsbedingte Kündigungen und ein fantasieloser Sparkurs.

Zu teuer, zu personalintensiv 
und zu unflexibel, so sieht der 
Arbeitgeber den Voith-Stand-
ort Heidenheim. 

Man habe viel zu viele 
Köpfe an Bord. Um diese abzu-
bauen, müsse man über be-
triebsbedingte Kündigungen 
nachdenken. Außerdem muss 
zur Flexibilitätssteigerung der 
bislang im Paket 2015 verein-
barte wöchentliche Flexrah-
men von derzeit 2,5 auf zukünf-
tig mindestens 3,5 Stunden er-
höht werden.

Zusätzlich müssten Kosten 
gespart werden, weshalb be-
stehende 40-Stunden-Arbeits-
verträge wieder auf 35-Stun-
den-Arbeitsverträge reduziert 
werden und die anstehende ta-
rifliche Entgelterhöhung aus-
gesetzt werden muss.

Hört sich wie ein schlech-
ter Witz an, ist aber keiner. Mit 
diesen Forderungen ging die 
Arbeitgeberseite bei Voith letz-
tes Jahr in die Gespräche, in 
denen über eine mögliche Fort-
setzung der Standortsiche-

Mehr Geld, Zeit, Bildung und Innovationen bei Ditis Systeme
»Gestartet sind wir mit der For-
derung nach Urlaubsgeld, ge-
landet sind wir nun bei einem 
umfassenden Tarifvertrag, der 
zusätzlich Vereinbarkeits- und 
Bildungsmaßnahmen för-
dert«, erklärt Maja Reusch von 
der IG Metall Heidenheim. 

Ab diesem Jahr erhalten 
die knapp 150 Beschäftigten 
ein pauschales Urlaubsgeld 
sowie zusätzlich eine ergeb-
nisabhängige Zahlung, die bis 
zu einem Monatsentgelt be-
trägt. Anstelle des pauschalen 

Urlaubsgelds können Beschäf-
tigte bis zu fünf freie Tage 
wählen. Dieser Anspruch 
steht grundsätzlich allen of-
fen, wobei Eltern und Pflegen-
de vorrangig behandelt wer-
den. 

Weiterhin stellt der Arbeit-
geber für jeden Beschäftigten 
500 Euro für persönliche Bil-
dung, Gesundheitsprävention, 
Vereinbarkeits- oder Innovati-
onsthemen zur Verfügung. Zu-
dem einigten sich die Parteien 
darauf, die Entgelte um 2,3 

Prozent zu erhöhen. »Wir ha-
ben in einem wirtschaftlich 
schwierigen Umfeld einen gu-
ten Kompromiss erzielt, der 
den Beschäftigten mehr Geld, 
aber auch qualitative Verbes-
serungen bringt«, zeigt sich 
Reusch zufrieden. »Ohne un-
sere Mitglieder und die gute 
Mitgliederentwicklung wäre 
der Erfolg aber nicht möglich 
gewesen.«

Bei unseren Mitgliedern 
stößt das Ergebnis ebenfalls 
auf breite Zustimmung.

betriebsbedingte Kündigungen 
ausgeschlossen sein und es 
fließen Investitionen von rund 
190 Millionen Euro in die Ent-
wicklung neuer Produkte und 
in die Modernisierung des 
Standorts Heidenheim.

Wichtig war vor allem, 
dass die hierfür vom Arbeitge-
ber geforderten Beiträge der 
Beschäftigten deutlich unter 
dem liegen, was im alten Paket 
2015 abverlangt wurde, dass 
diese eng an die zugesagten In-
vestitionen gekoppelt sind und 
zum Ende wieder auf null ste-
hen.

»In Anbetracht der ein-
gangs beschriebenen Forde-
rungen des Arbeitgebers und 
der insgesamt angestrengten 
Lage bei Voith können wir mit 
diesem Ergebnis insgesamt 
doch zufrieden sein«, so die 
Einschätzung von Ralf Wil-
leck.

Nun kommt es darauf an, 
dass auch die Mannschaft bei 
Voith in Heidenheim diese Ein-
schätzung mehrheitlich teilt.
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40-Stunden- 
Arbeitsverträge

In mehreren Betrieben, da-
runter ganz aktuell Voith, 
wollen Arbeitgeber beste-
hende 40-Stunden-Arbeits-
verträge kündigen, zurück 
auf 35 Wochenstunden. 
Dürfen die das einfach, fra-
gen sich Betroffene? Klare 
Antwort: Ja, der Arbeitge-
ber darf das und zwar ohne 
Zustimmung des Betriebs-
rats oder der IG Metall. 

Grundsätzlich gilt im 
Tarifvertrag die 35-Stunden-
Woche. Für eine bestimmte 
Beschäftigtenanzahl kann 
der Arbeitgeber auf freiwilli-
ger Basis individuelle 
40-Stunden-Arbeitsverträge 
vereinbaren. Diese erhöhte 
Stundenzahl kann jederzeit, 
sowohl arbeitnehmer- als 
auch arbeitgeberseitig mit 
einer Ankündigungsfrist 
von drei Monaten auf die 
Regelarbeitszeit von 35 
Stunden reduziert werden. 

Tarifergebnis für CWS-Boco

Aufatmen bei den Beschäf-
tigten von CWS-Boco: In der 
Tarifrunde der Textilen 
Dienste haben sich die Be-
teiligten auf mehr Geld geei-
nigt: ab März 2,5 Prozent 
mehr (mindestens 50 Euro), 
sowie 2 Prozent (mindestens 
50 Euro) mehr ab August 
2021. Zudem wurden die 
Aufzahlungsbeträge bei Al-
tersteilzeit angehoben. Mit 
dem Tarifergebnis sind ab 
2021 west- und ostdeutsche 
Beschäftigte gleichgestellt.

Zufrieden: Petra Schneider und 
Detlef Kupper von CWS-Boco
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körper-Leiter, Janna Köke  
für die IG Metall Mannheim, 
Otto Schäfer, stellvertretender 
Betriebsratsvorsitzender von 
Bombardier in Mannheim und 
Wolfgang Alles für das Überbe-
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Sicherheit für den 
 Mannheimer Standort!
Aktion der Bombardier-Beschäftigten vorm Werktor in  
Mannheim 

Rund 250 Beschäftigte von 
Bombardier Transportation 
haben am 5. März ihre Be-
triebsversammlung Open Air 
am Tor fortgesetzt. Es sprachen 
Daniel Leuthner, Vertrauens-

triebliche Solidaritätskomitee. 
Alle Rednerinnen und Redner 
forderten angesichts einer 
 bevorstehenden Übernahme 
durch Alstom, dass es Stand-
ort- und für alle Bombardier-
Standorte in Deutschland Be-
schäftigungsgarantien geben 
müsse. Auch die deutsche Poli-
tik müsse sich kümmern und 
ihren Einfluss geltend machen. 

Die Beschäftigten von 
Bombardier schicken dazu ei-
ne Postkarten-Sammlung an 
Bundeswirtschaftsminister Pe-
ter Altmaier. Unterstützung für 
ihre Anliegen bekamen die 
Kolleginnen und Kollegen heu-
te neben anderen vom Soliko-
mitee Rhein-Neckar und dem 
Betriebsrat von John Deere in 
Mannheim. 

Die IG Metall Mannheim 
wird die Beschäftigten von 
Bombardier auch in Zukunft 
weiter eng begleiten und alle 
Unterstützung im Kampf um 
die Zukunftssicherung des 
Standorts leisten.

Fo
to

s:
 IG

 M
et

al
l M

an
nh

ei
m

MANNHEIM

Warkocz, Gewerkschaftssekre-
tär der IG Metall Mannheim. 

Solidarische Grüße für die 
laufende Tarifauseinanderset-
zung richtete der stellvertre-
tende Betriebsratsvorsitzende 
von Deere, Birol Koca, aus. Je-
de notwendige Unterstützung 
sicherte Thomas Hahl, Ge-
schäftsführer der IG Metall 
Mannheim, zu. 

Der 12. März war ein besonde-
rer Tag für die Beschäftigten 
von Rhenus in Mannheim. 
Erstmals fand ein Warnstreik 
statt. Der war notwendig, weil 
die Verhandlungen durch den 
Arbeitgeber in die Länge gezo-
gen werden. In bisher sechs 
Verhandlungsrunden zwi-
schen IG Metall und Geschäfts-
leitung seit Anfang 2019 ist es 
bisher nicht gelungen, ein Er-
gebnis für die knapp 200 Be-
schäftigten zu vereinbaren. 
Über 100 Teilnehmerinnen und 
Teilnehmer versammelten sich 
am Tor 2 von John Deere. Die IG 
Metall fordert für ihre Mitglie-
der deutliche Verbesserungen 
der Arbeitsbedingungen bei 

dem Kontraktlogistiker von 
John Deere, Rhenus Automoti-
ve. 

Deutliche Gehaltsunter-
schiede von bis zu 40 Prozent 
zwischen einem Rhenus-Be-
schäftigten und einem Beschäf-
tigten von John Deere beweg-
ten die Kolleginnen und Kolle-
gen von Rhenus, ein deutliches 
Signal an den Arbeitgeber zu-
senden. Die Arbeitsniederle-
gung dauerte eine gute Stunde. 
Rhenus in Mannheim ist nicht 
tarifgebunden und unanstän-
dige Löhne sind dort an der Ta-
gesordnung. So müssen Teile 
der Belegschaft regelmäßig ihr 
Gehalt durch die Agentur für 
Arbeit aufstocken lassen. 

Die Verhandlungen werden 
weitergeführt. 

»Wir sahen uns zu diesem 
Schritt gezwungen. Die Arbeit-
geberseite hat sich in fünf Ver-
handlungen kaum bewegt. Die 
Beschäftigten verdienen für ihre 
harte Arbeit viel zu wenig. Wir 
fordern endlich ein vernünfti-
ges Einkommen für ein Aus-
kommen in Würde«, sagt Daniel 

Wechsel in der Jugend

Simon Goldenstein wird 
die Mannheimer Metallju-
gend kurzfristig zum 1. Juli 
2020 verlassen und in sei-
ne alte Heimat Ostfriesland 
wechseln. Er beginnt bei 
der IG Metall Leer/Papen-
burg als politischer Sekre-
tär. Michael Glenc folgt ihm 
ab 1. Mai nach. Michael 
war lange Zeit im Ortsju-
gendausschuss (OJA) aktiv, 
war OJA-Vorsitzender und 
Vorsitzender der Jugendver-
tretung bei Wabco Rad-
bremsen. Aktuell ist er 
stellvertretender Betriebs-
ratschef. In Kürze erfahrt 
Ihr mehr zum Wechsel.

Warnstreik bei Rhenus 

    






















